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ULRICH MÜLLERVON

I. Polnische Displaced Persons in Württemberg

Während des Zweiten Weltkrieges waren in Deutschland zahlreiche Kriegsge-
fangene, Zwangsarbeiter und Fremdarbeiter in Industrie und Landwirtschaft

beschäftigt. Für das gesamte Reichsgebiet werden unterschiedliche Zahlen ge-

nannt, jedoch liegt für die westlichen Besatzungszonen eine sehr gründliche
und umfassende Untersuchung vor, die davon ausgeht, daß bei Kriegsende
5 846000 Kriegsgefangene, Zwangsarbeiter und Fremdarbeiter durch die west-

lichen Alliierten befreit worden sind. 1 Diese Personengruppe, die von den Al-

liierten zusammenfassend als »displaced persons« (DPs), d. h. verschleppte
Personen bezeichnet wurde, sollte möglichst rasch in ihre Heimatländer

zurückgeführt - repatriiert - werden. Besonders interessiert waren die

Sowjets, daß ihre Staatsangehörigen zurückgeführt werden, nicht selten kam

es dabei zu einer Repatriierung gegen den ausdrücklichen Willen der Betroffe-

nen.
2 Immerhin war die Repatriierung der sowjetischen Staatsbürger bereits

im September 1945 mit über zwei Millionen Menschen abgeschlossen.3 Insge-
samt waren von den 5 846000 DPs im Herbst 1945 4 622000 repatriiert. 4 Mit

dem Einbruch des Winters waren jedoch Transporte nach dem Osten meist

nicht mehr durchführbar, dazu kam aber auch, daß von den in den Westzonen

verbleibenden 1,2 Milionen DPs der größte Teil gar nicht mehr in die alte

Heimat zurückgehen wollte. Das galt für die Angehörigen der baltischen

Völker, für die Ukrainer, vor allem aber auch für die Polen, die mit 66 Pro-

zent den größten Anteil an den noch verbliebenen DPs stellten. 5 All diese

Menschen hatten die berechtigte Furcht, daß in ihren Heimatländern durch

die Rote Armee neue gesellschaftliche Verhältnisse geschaffen worden sind,
die für viele von ihnen eine Rückkehr nicht mehr attraktiv erscheinen ließ.6

Die DPs wollten erst einmal abwarten, außerdem wurden sie in den Lagern
der Alliierten untergebracht und verpflegt, was manchem zunächst angeneh-
mer erscheinen konnte, als eine völlig unsichere Situation in Polen.

Bereits am 1. August 1945 gab der amerikanische Oberst Dawson im Namen

der Militärregierung eine Erklärung zugunsten der DPs ab. »Nicht die Alliier-

ten haben die ausländischen Arbeiter zur Sklavenarbeit nach Deutschland ge-

bracht. Hitler und seine Trabanten haben dies getan, während die deutsche

1 W. Jacobmeyer: Vom Zwangsarbeiter zum heimatlosen Ausländer, die DPs in Westdeutsch-

land 1945 —1951. Kritische Studien zur Geschichtswissenschaft Bd. 65, 1985

2 ebd. S. 123 ff.

3 ebd. S. 83

4 ebd. S. 83
5 ebd. S. 83

6 ebd. S. 84/85
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Bevölkerung es ohne Protest hinnahm... Unter diesen Umständen betrachten

es die Alliierten als ein Vorrecht, sich um diese unglücklichen Fremdarbeiter

zu kümmern, deren Heime zerstört waren, lange bevor die Deutschen unter

den Folgen dieses schrecklichen Krieges zu leiden hatten. Diesen Krieg hat die

deutsche Nazi- und Militärmaschine über die Welt gebracht. Es wäre ein

schlechtes Zeugnis für die zivilisierte Welt, wenn sie dem unglücklichen Heer

dieser verschleppten Menschen nicht ihre erste Aufmerksamkeit und volle

Hilfe angedeihen ließe.7

So war es nur eine logische Folge, daß die Amerikaner im Herbst 1945 anord-

neten, daß für die DPs mit Beginn der kalten Jahreszeit das Lagerleben aufhö-

ren und sie in festen Häusern untergebracht werden sollen. Dies führte dazu,
daß in den Städten und Gemeinden, in denen bereits Baracken für Fremdar-

beiter bestanden haben, diese Barackenlager aufgelöst worden sind und feste

Quartiere für die DPs gesucht wurden. Gab es nun in den Städten leerstehende

Kasernen, war die Angelegenheit relativ unproblematisch. So wurden z. B.

in Ellwangen, Ulm, Heilbronn, Weinsberg, Ludwigsburg, Schwäbisch

Gmünd und Esslingen die DPs in Kasernen untergebracht, in Schorndorf

in einer großen Fabrik. Sehr belastend für die deutsche Bevölkerung sollte

es aber werden, wenn die DPs in Privatwohnungen untergebracht werden

sollten, die auf Anordnung der Besatzungsmacht für diesen Zweck

beschlagnahmt worden sind. Zu derartigen Beschlagnahmungen kam es auf

Befehl von General Eisenhower im großen Stil im Oktober 1945 in Stuttgart,
Fellbach, Heidenheim, Schwäbisch Hall, Geislingen/Steige und Wasseral-

fingen.

11. Die Beschlagnahmung der Kocherfeldsiedlung, der Kriegsopfersiedlung
und des Ziegeleiweges im Oktober 1945

Als auf Anordnung der Besatzungsmacht privater Wohnraum für die DPs be-

schlagnahmt werden sollte, hatten die deutschen Verwaltungen in der Regel
überhaupt keine Möglichkeit, bei der Auswahl der zu beschlagnahmenden Ge-

bäude mitzuwirken. Auch in Schwäbisch Hall wurde der Bürgermeister vor

vollendete Tatsachen gestellt. Da aber von Seiten der Bevölkerung der deut-

schen Verwaltung immer wieder Versagen vorgeworfen wurde, sah sich Ober-

bürgermeister Hornung veranlaßt, die Umstände, die zu der Beschlagnah-

mung geführt haben, darzulegen.
Am Sonntag vor der Beschlagnahmung habe er zusammen mit dem Landrat

und Stadtrat Vogelmann den ganzen Kreis besichtigt und alle öffentlichen Ge-

bäude »namhaft gemacht, die für die Unterbringung der Polen in Frage zu

kommen schienen. Am Tage der Belegung... haben noch zur gleichen Zeit in

meinem Amtszimmer mit der UNRRA Verhandlungen stattgefunden...

7 H.-M.Schwarzmaier: Der deutsche Südwesten zur Stunde Null. Zusammenbruch und Neuan-

fang im Jahre 1945. Hrsg. Generallandesarchiv Karlsruhe 1975, S. 121
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gleichzeitig sind die Polen ohne unser Wissen in die ihnen genehmen Siedlun-

gen eingedrungen. Alle Beschwerden... sei es bei der Militärregierung oder
bei der UNRRA blieben ergebnislos«. 8

So waren die Bewohner der Kocherfeldsiedlung, der Kriegsopfersiedlung und

des Ziegeleiweges völlig überrascht, als sie am 8. Oktober 1945 innerhalb von

eineinhalb Stunden ihre Häuser zu räumen hatten. »Die Polen standen mit

Prügeln vor den Wohnungen und verhinderten das Herausschaffen von

Möbeln und Haushaltsgegenständen. 9 Lediglich Lebensmittel und Kleider

durften mitgenommen werden. 10

Verantwortlich für dieses Verfahren war die UNRRA - united nations relief

and rehabilitation administration -

,
eine Organisation, der 54 Staaten ange-

hörten. Sie war bereits am 9. November 1943 gegründet worden und hatte sich

zur Aufgabe gesetzt, die in Deutschland lebenden Kriegsgefangenen und

Fremdarbeiter in ihre Heimat zurückzuführen. 11

In Hall war das UNRRA-Team 512 tätig und für die Verwaltung von insge-
samt 97 Häusern in den drei Siedlungen zuständig. 12

Wie aus dem Schreiben des Bürgermeisters hervorging, waren wohl Gespräche
zwischen der UNRRA und der Stadtverwaltung geführt worden, die aber zu

keinem Ergebnis geführt haben bzw. durch das eigenmächtige Vorgehen der

Polen unterbrochen worden sind. Es überzeugt jedoch nicht ganz, daß die

Polen völlig willkürlich Häuser beschlagnehmen konnten, die ihnen gerade
gefallen haben. Eher ist zu vermuten, daß auch die UNRRA diese drei Sied-

lungen ins Auge gefaßt hatte, sich aber mit der Stadtverwaltung nicht »eini-

gen« konnte und deshalb wohl den Polen grünes Licht gegeben hat, um so

vollendete Tatsachen zu schaffen. Auch war zumindest die Kriegsopfersied-

lung gleich beim Einmarsch von den Amerikanern beschlagnahmt worden.

Die Deutschen, die seit einigen Wochen wieder in ihren Häusern wohnen durf-

ten, mußten nun erneut ihr Eigentum aufgeben. 13

Beweisen läßt sich dies allerdings nicht. Jedoch gibt es viele analoge Beschlag-
nahmungen, die diesen Verdacht nahelegen. Immer hat die UNRRA relativ

neue Siedlungen beschlagnahmt, d. h. hochwertigen Wohnraum, der kurz vor

dem Krieg gebaut worden war. Immer legte man auch Wert darauf, daß diese

Siedlungen in sich abgeschlossen waren, oft am Stadtrand gelegen, so daß sich

leicht ein »Lager« bilden ließ. Solche Stadtteile wurden von der UNRRA

in Stuttgart, Fellbach, Wasseralfingen, Heidenheim und Geislingen/Steige
beschlagnahmt. Allerdings wurden dort die Einheimischen meist durch Pla-

8 Stadtarchiv SHA, 266 Brief Hornung an Pfarrer Geyer vom 7.8.1946

9 Stadtarchiv SHA, 266 Brief der Geschädigten der Siedlungen Kocherfeld, Kriegsopfer, Ziege-
leiweg an Ministerpräsident R. Maier vom 12.4.1949

10 Stadtarchiv SHA, 266 Brief der Geschädigten an General Clay, Truman und Eleonore Roose-

velt vom 22.4. 1949

11 HStAS EA Bü 4/2/54, Neue Zeitung vom 16.12.1949

12 Stadtarchiv SHA, 266 Schreiben von Bgm. Hornung an Militärregierung vom 18.3.1947

13 Aussage eines Betroffenen
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kate oder Anschreiben der Gemeindeverwaltung offiziell ausgewiesen. In Hall

hingegen ging es bei der Beschlagnahmung besonders chaotisch zu. So sind am

9. Oktober 1945 um 11.15 Uhr etwa zwölf mit Stöcken bewaffnete Polen in

das Haus Burkhardtstraße 392 (Kocherfeld) eingedrungen und verlangten die

Räumung des Hauses bis 12 Uhr. Nur Lebensmittel und Kleidung durften mit-

genommen werden. Bei den Polen handelte es sich um junge Leute, die bei

»Samenbau« beschäftigt und untergebracht waren. Die Wohnung wurde aus-

geplündert, die Möbel z. T. zu Kisten verarbeitet, so daß ein Schaden von

etwa 20000 RM entstand. Dabei handelte es sich tatsächlich um eine Plünde-

rung, denn die Polen, die die Wohnung beziehen sollten, kamen erst am näch-

sten Tag. 14

Die Ausgewiesenen mußten sich so als zufällige Opfer einer willkürlichen

Maßnahme der Besatzungsmacht sehen. Der Haller Oberbürgermeister, der

zugleich SPD-Landtagsabgeordneter war, Hornung, traf gewiß die Empfin-
dungen seiner Mitbürger, wenn er am 27. März 1947 vor dem Landtag aus-

führte: »Im Herbst 1945 sind die Bewohner von drei der größten Siedlungen
innerhalb weniger Stunden von den Polen aus ihren Häusern verjagt worden.

Die damalige Leitung der UNRRA, ein gewisser McFarlin, hat alle Regeln des

Anstandes verletzt.« 15 (vgl. Abb. 1)
Daß die Beschlagnahmung der drei Siedlungen weitgehend den Charakter

einer Plünderung unter stillschweigender Duldung der Besatzungsmacht trug,
läßt sich vielfältig belegen.
Damals ausgewiesene Bürger klagen später vor dem Bürgermeister: »Viele aus

der Wohnung noch herausgebrachte Gegenstände wurden uns auf der Straße

wieder entrissen und weggenommen, z.B. altes Porzellan, das für die Polen

als Gebrauchsgegenstand wertlos war.« 16 Zahlreichen Familien bestätigt der

Bürgermeister, daß sie von den Polen »ausgeplündert« worden sind. 17 (vgL
Abb. 2) Auch wird mehrfach zu Protokoll gegeben, daß »die Belegung ohne

Verständigung der Hauseigentümer innerhalb kürzester Zeit erfolgte, so daß

die Familie... weder Kleidung noch Hauseinrichtungsgegenstände mitneh-

men konnte« 18
.

Da die DPs der deutschen Meldepflicht nicht unterlagen, haben wir keine ver-

läßlichen Zahlen über die damals in die beschlagnahmten Häuser eingewiese-
nen Polen. Als der Bürgermeister im Frühjahr 1946 seiner Hoffnung Aus-

druck verleiht, daß die Polen bald wieder abziehen würden, spricht er von

3000 DPs, denen die Stadt Wohnung zu geben gehabt habe. 19 Verglichen mit

14 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an UNRRA, 31. 10.1945i-T jiautui vin v
jitn, iiuinuiig an Ji. .

15 Verhandlungen des württ.-badischen Landtages S. 270

16 Stadtarchiv SHA, 266 Anna u. Karl Kade an Bgm. Hornung am 2.9.1946

17 Stadtarchiv SHA, 266 drei Bestätigungen des Bürgermeisteramts vom 30.11.1945

18 Stadtarchiv SHA, 266 Amt für Besatzungsleistungen am 2.4.1946
19 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an UNRRA am 14.2. 1946
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Abb. 1

Diese Skizze fertigten die Amerikaner von den beschlagnahmten Häusern an
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den späteren genauen Zahlen, dürfte diese Angabe jedoch viel zu hoch gegrif-
fen sein.

111. Die Polen in Schwäbisch Hall

Vermutlich stammten die Polen aus den Barackenlagern der Stadt und ihrer

Umgebung, waren also befreite Zwangs- und Fremdarbeiter. Kurz nach der

Beschlagnahmung appellierte der Gemeindebeirat an die Militärregierung,
»die noch in den Lagern wohnenden Polen solange dort zu belassen, bis die

Unteroffiziersgebäude in Hessental freigegeben sind.« 20 Inwieweit sich die

Militärregierung von diesem Appell beeindrucken ließ, wissen wir nicht.

Sicher scheint nur zu sein, daß nicht für alle Polen im Oktober 1945 das

Lagerleben aufgehört hat, sondern daß nur ein Teil von ihnen in feste Häuser

eingewiesen wurde. Was geschah aber mit den ausgewiesenen Deutschen? Ein

großer Teil wurde in den Baracken der Organisation Todt in Weckrieden un-

tergebracht.21 Diejenigen, die privat unterkommen konnten, dürften dies vor-

gezogen haben.

Ansonsten beschwerten sich die Ausgewiesenen, daß sie ihre Wintervorräte

wie Obst und Kartoffeln, aber auch Brennmaterial in den Häusern zurücklas-

sen mußten. 22 Der Bürgermeister bat zwar daraufhin die Militärregierung, den

so überstürzt ausgewiesenen Menschen noch einmal Gelegenheit zu geben,

20 Stadtarchiv SHA, 266 Niederschrift des Gemeinderats vom 10.10.1945
21 wie Anm. 20
22 wie Anm. 20, Niederschrift vom 21.11. 1945

Abb. 2

Bei der Beschlagnahmung kam es auch zu Plünderungen
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ihre Häuser zu betreten, ob dies ermöglicht worden ist, wissen wir nicht. 23

Jedenfalls ist keine positive Reaktion der UNRRA überliefert.

Diese restriktive Haltung der UNRRA wird auch im Frühjahr 1946 deutlich,
als die Ausgewiesenen versuchen, die Erlaubnis zu bekommen, ihre Gärten

bestellen zu dürfen, weil sie immer noch hoffen, daß die Beschlagnahmung
nur über den Winter dauern würde. Von Hornung bekommen sie folgende
Antwort: »Der UNRRA-Direktor hält es absolut für nicht ratsam, Ihnen die

Genehmigung zur Frühjahrsbestellung im Garten zu geben. Er befürchtet,
daß es die Polen zu Ausschreitungen oder sonstigen Belästigungen kommen

lassen, und er möchte dies vermeiden.« 24

Natürlich versuchten die Ausgewiesenen, ihre Interessen gemeinsam durchzu-

setzen. So richteten sie am 23. Februar 1946 einen Brief mit 58 Unterschriften

an den Bürgermeister und baten ihn, sich für die baldige Räumung des Ziege-
leiweges einzusetzen.25 Die noch erhaltenen Korrespondenzen betreffen

hauptsächlich Klagen über willkürliche Zerstörungen der Häuser und des In-

ventars durch die Polen. 26 Auf die Dauer war dies auch der UNRRA zuviel, so

daß sie im März 1946 ein deutliches Schreiben an die Polen richtete. »Die

UNRRA hat auf Grund der verschiedenen Beschwerden die polnischen Quar-
tiernehmer darauf aufmerksam gemacht, daß Zerstörungen oder Entfernun-

gen von Teilen aus Wohnungen und Gebäuden streng bestraft werden.«27Den

Polen wurde aber nicht nur vorgeworfen, Häuser und Einrichtungen z. T.

mutwillig zu zerstören, sondern auch Möbel zu verkaufen, bevor sie nach

Polen repatriiert würden. Am 22. Februar 1946 richteten 23 Bürger ein

Gesuch an die Stadt mit der Bitte, derartige Verkäufe künftig zu verhindern. 28

Den Polen wird auch unterstellt, daß sie sich an Diebereien beteiligen. Der Be-

sitzer des Leghornhofes klagt darüber, daß ihm durch die Nachbarschaft der

Polen ein Schaden von 9586 RM entstanden sei. Die Diebstähle wertvoller

Zuchthennen werden den Polen unterstellt, die im Ziegeleiweg, im Camp
Nowa Lodz, untergebracht seien. 29

Über die inneren Verhältnisse in den polnischen Lagern erfahren wir fast

nichts. Wir wissen nur, daß es auch eine polnische Schule gab. Sie war in der

Langen Straße untergebracht, und die Stadt hatte für diese Schule neun bis

zwölf Nähmaschinen zu besorgen. 30

23 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an Militärregierung am 22.10.1945

24 Stadtarchiv SHA 266 Bgm. Hornung an zwei Bürger am 1.3.1946

25 Stadtarchiv SHA, 266 Brief der Anwohner des Ziegeleiweges mit 58 Unterschriften an den

Bgm. am 23.2.1945
26 Stadtarchiv SHA, 266 z. B. Magdalena Reinhard am 11.2.1946

27 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an Battenschlag am 18.3.1946
28 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an UNRRA am 22.2.1946

29 Stadtarchiv SHA, 266 Haller Leghornhof Bühler an Landrat 13.4. 1946
30 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an UNRRA am 25. 11.1946
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ZK Der Zuzug polnischer Juden nach Hall 1946

Ziemlich genau ein Jahr sind die Polen in Hall geblieben. Ende Oktober 1946

dürften sie in andere Lager verlegt worden sein. Wie wir von anderen Lagern
wissen, hatten die Polen nur wenig Interesse, in ihre Heimat zurückzukehren.

Die wirtschaftlichen Aussichten waren dort nicht besonders gut, außerdem

hatten sich dort die Kommunisten durchgesetzt, was auf viele ehemalige
Zwangsarbeiter eine abschreckende Wirkung hatte.

Für die Haller Ausgewiesenen änderte sich dadurch aber nichts, denn in die

beschlagnahmten Häuser wurden sofort polnische Juden eingewiesen. Die

Ausgewiesenen haben zwar mehr Verständnis für die Juden als für die Polen,

appellieren aber an die Militärregierung und den Bürgermeister, andere

Häuser zu beschlagnahmen, damit die Last der Einquartierung etwas gerech-
ter verteilt werden würde. 31

Der Gemeinderat brachte allerdings kein Verständnis für die Wünsche der

Ausgewiesenen auf. 55 000 RM habe man bisher für sie aufgewendet, man

habe Möbel, Betten und Wäsche verteilt. Wenn man nun andere Häuser

beschlagnahmen würde, würde die Zahl der Geschädigten immer größer
werden. 32 Auch habe die UNRRA kein Interesse daran, gezielt die Häuser ehe-

maliger Nationalsozialisten zu beschlagnahmen, was die Ausgewiesenen Vor-

schlägen, sondern sie möchte eine geschlossene Unterbringung der DPs in

einem Lager. 33

Der Einzug der Juden in die von den Polen geräumten Siedlungen mußte im

Oktober 1946 nahtlos vor sich gegangen sein. Jedenfalls behaupteten die

Juden, daß sie die Häuser ganz leer angetroffen hätten, da die Polen bei ihrem

Wegzug alles mitgenommen hätten. Da die Deutschen ihre Häuser nicht betre-

ten durften, konnte man den Vorwurf nicht nachprüfen. 34 Von der Interessen-

gemeinschaft der »Geschädigten der Siedlungen Kocherfeld, Kriegsopfersied-
lung und Ziegeleiweg« wurde der UNRRA immer wieder vorgeworfen, daß

die Möbel zum größten Teil fort seien und die Häuser sich in einem trostlosen

Zustand befänden. »Dieser Zustand verschlimmerte sich von Jahr zu Jahr, so

daß die Häuser innerlich und äußerlich ganz verkommen sind. 35

Nun, woher kamen die Juden? Die meisten stammten aus dem östlichen Teil

Polens, der zu Beginn des Zweiten Weltkrieges, am 17. September 1939, von

den Sowjets besetzt worden war. Damals waren die Beziehungen zwischen

dem Deutschen Reich und der Sowjetunion recht gut, so daß eine deutsche

Umsiedlungskommission in dem sowjetisch besetzten Ostpolen die Namen

31 Stadtarchiv SHA, 266 Staudacher an Militärregierung am 18. 10.1946

32 Stadtarchiv SHA, 266 Gemeinderatsprotokoll vom 23. 10. 1946

33 Stadtarchiv SHA, 266 Gemeinderatsnotiz ohne Datum

34 Stadtarchiv SHA, 266 Komitee der Geschädigten an General Clay, 22.4.1946
35 Stadtarchiv SHA, 266 Komitee der Geschädigten an Ministerpräsident R. Maier am

12.4. 1949
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von Volksdeutschen sammeln konnte, die zur Umsiedlung in das deutsch

besetzte westliche Polen in Frage kamen. »Dabei ist interessant, daß die deut-

schen Bevollmächtigten in Ostpolen auch die Namen von Juden aufzeichne-

ten, die in die unter deutscher Herrschaft stehenden Gebiete gehen wollten. 36

Als den Sowjets diese Namensverzeichnisse übermittelt wurden, verhafteten

diese die Juden und verbannten sie nach Osten. 37 Da sie sozusagen für

Deutschland optiert hatten, galten sie als illoyale Staatsbürger. Wie sich später
herausstellen sollte, wurden dadurch viele von ihnenvor dem sicheren Tod ge-
rettet. 38

Wenn nun einerseits Juden aus dem sowjetisch besetzten Teil Polens unter die

deutsche Herrschaft kommen wollten, gab es andererseits auch eine gegenläu-
fige Bewegung mit dem Ziel, vor der Wehrmacht in den sowjetischen Einfluß-
bereich zu entkommen. Diese Flüchtlinge wurden aber enttäuscht, denn sie

wurden in der Regel nach Sibirien deportiert. Genaue Zahlen sind zu diesen

Vorgängen kaum zu bekommen, aber immerhin hat das Joint Distribution
Committe - eine große internationale Flüchtlings- und Hilfsorganisation -

Anfang 1942 600000 polnische Juden im asiatischen Rußland betreut. 39 Der

wohl prominenteste Flüchtling oder Deportierte dieser Art war der spätere
israelische Ministerpräsident Menachem Begin. Als die Deutschen Warschau

eroberten, floh er nach Wilna, wurde aber dort von den Sowjets gefangen-

genommen und zu acht Jahren Zwangsarbeit in Sibirien verurteilt. Weil er

polnischer Bürger war, wurde er Ende 1941 - nach dem deutschen Angriff
auf die UdSSR - freigelassen und kam mit einer polnischen Einheit 1942

nach Palästina. 40 Im Rahmen unseres Themas können wir der sicher interes-

santen Frage, wieviele Juden sich in Polen dem deutschen Zugriff entzogen
haben bzw. von den Sowjets nach Sibirien deportiert worden sind, nicht

weiter nachgehen. Wichtig ist für uns nur, daß nach dem Krieg von den etwa

600000 in die UdSSR deportierten Juden 150000 die Rückkehr nach Polen ge-

stattet wurde. Man muß befürchten, daß ein großer Teil der restlichen 450000
in den Lagern Sibiriens umgekommen ist.

Zumindest die Zahl von 150000 bis 160000 Juden, denen die UdSSR 1946 die

Rückkehr nach Polen erlaubte, ist gesichert. Die meisten dieser Repatrianten
konnten oder wollten aber nicht in Polen bleiben, weil sie dort »ein bösartiges

36 Meir Buchsweiler: Volksdeutsche in der Ukraine am Vorabend u. Beginn des Zweiten Welt-

krieges. Schriftenreihe des Instituts für deutsche Geschichte der Universität Tel Aviv, Gerlingen
1984, S. 270

37 Eine sehr anschauliche Schilderung einer Deportation einer jüdischen Familie aus Litauen
nach Sibirien findet sich in: Rachel und Israel Rachlin: 16 Jahre Sibirien, 1986
oder Esther Hautzig: Die endlose Steppe, 1986

38 Buchsweiler, S. 270, Anm. 471
39 Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, hrsg. vom Militärgeschichtlichen Forschungs-
amt Freiburg, Stuttgart, 1938. Bd. IV, S. 84, Anm. 245
40 Menachim Begin: White Nights, 1977
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antisemitisches Klima vorfanden«. 41 Die Polen erblickten in den Zurückkeh-

renden lästige Eindringlinge, so daß es zu offenen Pogromen kam. Das be-

kannteste war das Pogrom von Kielce am 4. Juli 1946, bei dem 42 Juden um-

gebracht worden sind. Kielce liegt südwestlich von Warschau, war also immer

von Deutschen besetzt. Die Encyclopaedia Judaica läßt es offen, um welche
Art von Rückkehrer es sich handelt. Es konnten Überlebende der national-

sozialistischen KZs sein oder solche, die während der deutschen Besatzungs-
zeit untergetaucht waren oder wieder andere, die aus dem Inneren der Sowjet-
union zurückgekommen waren. Jedenfalls war das blutige Ereignis von Kielce

der Anlaß, daß sich die bereits latent vorhandene jüdische Fluchtbewegung
aus Polen dramatisch zuspitzte und immer mehr polnische Juden versuchten,
die DP-Camps in den Westzonen zu erreichen, um von dort aus ihre Auswan-

derung nach Palästina zu betreiben.42

Ihr Weg führte meist über Westberlin, wo sie in dem Lager am Teltower

Damm untergebracht wurden, um dann in die amerikanische Zone abgescho-
ben zu werden. Natürlich konnten die Juden diese Reise nicht allein unterneh-

men, sondern eine jüdische Organisation »Brichah« (Flucht) ermutigte die

Juden, Polen zu verlassen und finanzierte z. T. die Eisenbahntransporte. 43 Es

war ein offenes Geheimnis, daß diese Steuerung das Ziel verfolgte, in der US-
Zone ein jüdisches Massenproblem zu schaffen, das mit flankierender Unter-

stützung jüdischer »pressure groups« in den USA imstande sein werde, die

britische Mandatspolitik über Palästina zum Einlenken zu zwingen« 44
.

Schon an den Namen, die die polnischen Juden ihren Lagern in Deutschland

gaben, ist der Einfluß der Zionisten unschwer zu erkennen. So wurden die in

Schwäbisch Hall für Juden beschlagnahmten Siedlungen offiziell als DP-

camp »Hagalil« (624), »Negew« (623) und »Jehuda« (619) bezeichnet. 45 Zwei-

fellos wollte man mit diesen Bezeichnungen an die Geschichte und das Terri-

torium Israels anknüpfen. Allein zwischen Juli und Oktober 1946 erreichten

90000 Juden aus Polen die amerikanische Zone, 70000 in Deutschland, 20000

in Österreich. Während es Anfang 1946 80000 jüdische DPs gab (55 000 bis
60 000 in Deutschland, 6000 in Österreich, 12 000 in Italien) gab es schätzungs-
weise ein Jahr später 247 000 (184000 in Deutschland, 44000 in Österreich,
19000 in Italien). Alle strömten in die US-Zone, weil auf Veranlassung von

General Eisenhower diese Zone bereit war, für vertriebene Ostjuden ein »tem-

porary haven«, (ein zeitweiliger Hafen) zu sein. 46 Die britische Regierung, die

als Inhaberin des Mandats über Palästina auf die Interessen der Araber Rück-

41 Hermann Dicker: Aus Württembergs jüdischer Vergangenheit u. Gegenwart, Gerlingen 1984,
S. 101

42 Encyclopaedia Judaica 1971, Stichwort Kielce

43 Jacobmeyer: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 1977, S. 126

44 Jacobmeyer, Geschichte und Gesellschaft 1983/3, S. 435

45 Stadtarchiv SHA, 266 Mitteilung der UNRRA an Militärregierung am 26.2.1947

46 Encyclopaedia Judaica 1971 Stichwort DP
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sicht nehmen mußte, ließ nur eine ganz begrenzte Einwanderung von Juden

zu. Deshalb wich auch ihre Politik in ihrer Besatzungszone erheblich von der

der Amerikaner ab. So lehnten die Briten die Einrichtung spezieller jüdischer

Lager in ihrer Zone ab, da mit diesen Lagern den Juden automatisch die

Nicht-Repatriierbarkeit unterstellt und damit der Druck auf Palästina vergrö-
ßert wurde. 47

Generell lehnten es die Behörden der britischen Zone ab, solchen Personen ei-

nen DP-Status zuzuerkennen, die nach dem 30. Juni 1946 in ihre Zone einrei-

sten. Es ist ganz offensichtlich, daß damit der große Zustrom polnischer Ju-

den in die amerikanische Zone gelenkt werden sollte. Die UNRRA pro-

testierte zwar lange gegen diese Entscheidung, mußte sich aber doch den

Militärbehörden fügen. Später, am 21. April 1947 - damals wollten viele

rumänische Juden nach Deutschland 48
-, setzte auch die US-Zone dem un-

beschränkten Nachzug von jüdischen DPs ein Ende.49

Erst mit der Gründung des Staates Israel, am 15. Mai 1948, entspannte sich

die Lage in den jüdischen DP-Camps. Bis Ende 1949 waren 75 000 jüdische
DPs aus Deutschland und viele Tausend von Österreich und Italien nach Is-

rael gegangen.
50

Diese weltpolitischen Zusammenhänge muß man kennen, wenn man verste-

hen will, warum plötzlich polnische Juden nach Deutschland gekommen sind

und dort länger bleiben mußten, als ihnen selbst lieb gewesen sein konnte.

Aus den Jahren 1946/1947 sind für jeden Monat genaue Berichte der UNRRA

erhalten, so daß wir uns ein gutes Bild von der DP-Population machen
können.

47 Jacobmeyer, Geschichte und Gesellschaft, S. 427

48 Encyclopaedia Judaica 1971, Stichwort DP
49 George Woodbridge: The History of the UNRRA, 1950, Vol. 11, S. 512

50 Encyclopaedia Judaica 1971, Stichwort DP
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Im Dezember 1946 trugen die drei Haller Lager noch die polnischen Namen:

619 Warszawa (Warschau) d. h. Kriegsopfersiedlung
623 Lwow (Lemberg) d. h. Kocherfeldsiedlung
624 Nowa Lodz (Neu Lodz) d. h. Ziegeleiweg
Zum letzten Lager gehörten noch einige einzelne Häuser in der Stadt. Ins-

gesamt waren nun in den Lagern 1370 fast ausschließlich jüdische DPs unter-

gebracht. Die UNRRA Statistik war sehr sorgfältig, so daß auch die Her-

kunftsländer der Juden erfaßt worden sind. Die überwiegende Mehrheit

stammte aus Polen. 51 (vgl. Abb. 4) Die Zahl der Lagerbewohner nahm ein

wenig zu, so daß in der Statistik vom 8. März 1947 1574 DPs in Hall nachzu-

weisen sind. 52 Mittlerweile hatten die neuen Bewohner die polnischen Namen

der Siedlung durch jüdisch-zionistische ersetzt.

619 Warszawa = Jehuda

623 Lwow = Negew
624 Nowa Lodz = Hagalil53 (vgl. Abb. 3)

51 United Nations Archives New York, PAG-4/3.0.11.3.1:7. DP-Population District No. 1

7.12.1946

52 UN Archiv, PAG-4/3.0.11.3.1:7, 8.3. 1947

53 Vgl. Anm. 45

Abb. 3

Die jüdischen DPs legten Wert darauf, daß die polnischen Namen der Siedlungen
durch jüdische ersetzt wurden



Displaced persons in Schwäbisch Hall 1945 bis 1950 259
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Abb. 4

Die UNRRA führte eine genaue Statistik, der man Anzahl und Herkunft der Lager-
bewohner entnehmen kann.
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Zweifellos standen diese Namen für ein Programm, man wollte damit doku-

mentieren, daß der Aufenthalt in Schwäbisch Hall nur von vorübergehender
Dauer sein sollte. Das eigentliche Ziel der Juden war die Auswanderung nach

Palästina.

V. Die Haller Lager in den Inspektionsberichten der Amerikaner

Die amerikanische Armee hat alle DP-Lager in bestimmten Abständen inspi-
ziert, so daß wir uns auf Grund dieser Berichte ein zutreffendes Bild von den

Zuständen in diesen Lagern machen können. Da es allein in der amerikani-

schen Zone Württembergs in mindestens 24 Städten und Gemeinden oft meh-

rere Lager gab, waren die Offiziere gehalten, die Berichte nach demselben

Schema abzufassen. Freilich wurden nur konkret meßbare Vorgänge festge-
halten. Nichts erfahren wir über die »Stimmung« im Lager, die psychische

Verfassung der Menschen oder auch das Verhältnis zu den Deutschen, was

uns heute sicherlich interessieren würde. Die nun im folgenden ausgewerteten
Berichte betreffen den Zeitraum vom Dezember 1947 bis September 1948.

Auffallend häufig wird über die Nachlässigkeit der Bewohner in bezug auf die

Pflege der Häuser geklagt. Die Treppenhäuser und Flure seien schmutzig.
Einige der Küchen bedürften einer Generalreinigung. 54 Diese Vorwürfe

werden noch verschärft, und es wird allgemein festgestellt, daß die sanitären

Verhältnisse sehr schlecht seien, Wohnungen und Toiletten seien schmutzig.
Abfallhaufen auf Dachböden und im Keller würden eine Brandgefahr darstel-

len. 55

Noch schlimmer werden die Verhältnisse, nachdem das Lager Nowa Lodz im

August 1948 134 Neuzugänge aus Berlin zu verkraften hatte und nun mit 713

Bewohnern als völlig überbelegt galt. Es wird kritisiert, daß einige Häuser so

schmutzig seien, »daß sie schon von weitem gerochen werden können«. Als

Erziehungsmaßnahme empfahl der berichtende Offizier, den Leuten die Ziga-
rettenrationen zu kürzen.

Kritisch wird erwähnt, daß in dem Lager 403 arbeitsfähige Menschen leben,
aber nur 100 einer Beschäftigung nachgehen. 56 Die meisten von ihnen dürften
in der Lagerselbstverwaltung tätig gewesen sein.
Kritisiert wird auch die äußere Sicherheit des Lagers, weil die Deutschen an

vielen Stellen freien Zutritt zum Lager haben. Das Lager war also nicht durch

einen Zaun vom übrigen Stadtgebiet getrennt. Allerdings gibt es zehn Polizi-

sten, die aber weder Waffen noch Uniformen, sondern nur Helme und Arm-

binden haben. Alle 14 Tage wurden die Bewohner von der IRO - der interna-

tional refugee Organization, die am 1. Juli 1947 die UNRRA abgelöst hatte -

mit Lebensmitteln versorgt. Interessant ist auch, daß deutsche Frauen im

54 Archives de France Paris AJ 43 826

55 Archives de France Paris AJ 43 815, 20.7.1948
56 Archives de France Paris AJ 43 815, 10.9.1948
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Lager gearbeitet haben. Schließlich kann man vermuten, daß die meisten

Lagerbewohner relativ jung waren, die große Zahl von 150 Kindern, die den

Kindergarten besucht haben, läßt diesen Schluß zu.
57 Wenn man die Klagen

über die mangelnde Sauberkeit im Lager liest, muß man sich vor Augen
halten, daß dort eine gewisse Fluktuation geherrscht hat und deshalb die DPs

mit den Häusern nicht gerade pfleglich umgegangen sind.

VI. Die Finanzierung der DP-Lager

Die Alliierten vertraten die Auffassung, daß die Fremdarbeiter von den Deut-

schen gewaltsam nach Deutschland geholt worden waren, und daß die Deut-

schen deshalb auch alle Folgekosten zu tragen hätten. Sie berücksichtigten
dabei nicht, daß viele Ausländer erst bei Kriegsende vor der Roten Armee

nach Deutschland geflohen waren wie z. B. die Balten. Ihnen wurde ebenso

wie den Juden, die 1946 gekommmen sind, und den Tschechen, die 1948 nach

dem kommunistischen Staatsstreich in den Westen flohen, der DP-Status zu-

erkannt. Damit war die Versorgung durch die Alliierten sichergestellt, die sich

alle Kosten von den deutschen Behörden ersetzen ließen.

In Hall versuchte Bürgermeister Hornung, sich gegen die von der UNRRA

großzügig gewährten Gehälter zu wehren. Als die UNRRA der Stadt neun

Neueinstellungen meldete, antwortete er, »daß wir die von Ihnen angegebenen
Gehälter nicht annehmen können, da sie z.T. weit über den angegebenen
Sätzen liegen« 58

.
Die UNRRA antwortete jedoch, daß es sich bei den Ange-

stellten meist um Angehörige der Vereinten Nationen handle, und daß die

Stadt zur Bezahlung verpflichtet sei. s 9
Bei den Kosten für die DP-Lager wurde zwischen den sächlichen Aufwendun-

gen (Lebensmittel, Krankenhaus, Arztrechnungen und Handwerkerrechnun-

gen) und den Gehältern für die IRO-Angestellten unterschieden. Für den Ab-

rechnungszeitraum August, September, Oktober 1948 hatte Schwäbisch Hall

z. B. 271 368,08 DM aufzuwenden.60 (vgl. Abb. 5)
Die Lohnlisten der in der Lagerselbstverwaltung beschäftigten DPs wurden

von der IRO der Stadtkasse zur Begleichung vorgelegt. Nehmen wir als Bei-

spiel die Lohnliste vom Oktober 1948 für das »DP Camp JEHUDA Schwä-

bisch Hall WG 208«, so wurden die drei Haller Lager zusammen offiziell be-

zeichnet, so werden dort Löhne für 125 Personen abgerechnet. Je nach

Tätigkeit wurden sie bezahlt, mußten auch Steuern und Sozialbeiträge abfüh-

ren. Die Stadt hatte 22513,16 DM zu vergüten.
Auf der Lohnliste werden die Tätigkeiten der einzelnen genau bezeichnet,
viele arbeiten als »Verwalter«, denen dann wieder Fahrer und Arbeiter zuge-

ordnet sind. Viele Arbeitsplätze gab es im medizinischen Bereich: drei Ärzte,

57 Archives de France Paris AJ 43 815, 10.9.1948
58 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an UNRRA 1.11.1945

59 Stadtarchiv SHA, 266 Niederschrift Gemeinderat vom 14.11.1945

60 Stadtarchiv SHA, 266 Zusammenstellung der Besatzungskosten
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Abb. 5 ' '

Der Stadt entstanden durch die DP-Lager erhebliche Kosten
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vier Krankenschwestern, drei »Sanitätsarbeiter«. Allein im Warenhaus waren

14 Leute beschäftigt. Immer waren die Lager mit Polizisten und Lehrern gut

ausgestattet. Hier waren 22 Polizisten, neun Lehrer, drei Rabbiner und fünf

Kindergärtnerinnen angestellt. 6l

Man darf annehmen, daß die interne Lagerverwaltung mit Personal großzügig
ausgestattet war, zumal die deutschen Behörden keine Möglichkeit hatten, die

Notwendigkeit der ausgewiesenen Stellen zu überprüfen. Sie mußten die von

der IRO gebilligten Löhne überweisen. Als normal galt, wenn acht Prozent

der Lagerbewohner in der Verwaltung beschäftigt waren, es konnten aber

auch mal zehnProzent sein. Auch Weiterbildungs- bzw. Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen wurden in den Lagern durchgeführt, deren Kosten ebenfalls von

den deutschen Behörden zu tragen waren. Im Februar 1948 wurden z. B. 15

Strickerinnen bezahlt, im Juli 1948 waren 46 Leute in der Schneiderei beschäf-

tigt, in der Stunde bekamen sie zwischen 0,90 und 1,25 DM. 62

Die UNRRA bzw. IRO wollte also die DPs nicht nur versorgen, sondern legte
größten Wert auf die Weiterbildung. Dadurch sollten die DPs bei ihrer Neu-

ansiedlung bessere Chancen haben. Auffallend ist es, daß es in Hall zu keinen

nachweisbaren Beschäftigungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt gekommen
ist. Möglicherweise gab es damals keine freien Stellen, auch haben gerade die

jüdischen DPs auf Grund ihrer Erfahrungen vielleicht eine Tätigkeit bei einem
deutschen Arbeitgeber abgelehnt.
Schließlich muß man sich immer wieder daran erinnern, daß fast alle DPs ihre

Auswanderung betrieben und auch deshalb für eine geregelte Dauerbeschäfti-

gung kaum in Frage gekommen sind. Außerdem hatten sie kaum Nachteile,
wenn sie keiner Arbeit nachgingen, wurden sie doch auf jeden Fall von der

IRO versorgt. Denen, die arbeiteten, wurde ein bestimmter Anteil vom Lohn

für die Verpflegung einbehalten.

VII. Die Bemühungen um die Freigabe der beschlagnahmten Siedlungen

Verständlicherweise waren sich die betroffenen Bürger und die Verwaltung
einig, die Beschlagnahmung baldmöglichst aufzuheben. Immer wieder ent-

standen Gerüchte, denen zufolge die Lager freigegeben werden sollten. Bür-

germeister Hornung berief sich auf ein solches Gerücht und schrieb am 5. Juni

1947 an das Innenministerium, daß er es ablehnen werde, weitere Zuweisun-

gen von Juden nach Hall anzunehmen. Auch andere Städte sollten mal diese

Last auf sich nehmen, »denn schließlich hat nicht allein die Stadt Hall den

Krieg verspielt, sondern das gesamte deutsche Volk« 63
.

Derartige Briefe waren genauso erfolglos wie die zahlreichen Eingaben der zu

Interessengemeinschaften zusammengeschlossenen geschädigten Bürger. Wie-

61 Stadtarchiv SHA, Lohnliste der IRO, Oktober 1948

62 Stardtarchiv SHA, Stadtkasse 1.2. —9.2.1948 u. 1.7.—31.7.1948

63 Stadtarchiv SHA, 266 Hornung an Innenminister am 5.6.1947
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derholt argumentieren sie damit, daß die Mehrheit der Ausgewiesenen zu den
sozial Schwachen gehöre, die sich z.B. im Ziegeleiweg 1927 die Häuser am

eigenen Mund abgespart habe. Sie seien immer noch mit Hypotheken belastet,
und eine weitere Dauer der Beschlagnahmung könne dazu führen, daß die

Häuser von den Eigentümern gar nicht mehr gehalten werden können. So

wird im April 1949 argumentiert, als sich die Gerüchte verdichten, daß die

Juden im Mai 1949 Hall verlassen sollen.64 (vgl. Abb. 6)
Der Protest der Enteigneten richtete sich aber nicht nur gegen die Beschlag-
nahmung, sondern auch gegen die viel zu geringe Entschädigung, die sie von

den deutschen Behörden bekommen. Besonders nach der Währungsreform
war die Höhe der Entschädigung sehr wichtig. Die Geschädigten der drei Sied-

lungen protestierten am 14. März 1949 dagegen, daß die Quartiervergütung
auf acht Prozent des Einheitswertes herabgesetzt wurde. Auch die Möbel-

miete war ihnen zu niedrig. 65

Vor dem Stuttgarter Landtag klagte MdL Hornung, daß viele Familien, die

den durchschnittlichen Entschädigungssatz von 46 DM erhielten, damit nicht

einmal die Miete für ihre neue Wohnung bezahlen könnten. 66

Nun waren die Gerüchte, die im April 1949 auftauchten tatsächlich nicht aus

der Luft gegriffen, und die jüdischen DPs haben im Mai Hall verlassen.
Warum sie in ein anderes Lager gebracht worden sind, läßt sich aus den vor-

handenen Akten nicht klären. Möglicherweise wollten die Amerikaner mit

dieser Maßnahme, die für die Juden ganz überraschend kam, die Lagerbe-
wohner dazu anregen, ihre Auswanderungsabsichten nach Israel zu beschleu-

nigen.
Die Juden sträubten sich allerdings vehement gegen die Auflösung des »Camp
JEHUDA WG 208« und legten in einer Denkschrift, die von 95 Prozent der

Bewohner unterschrieben wurde, ihre Gründe dar. Da erst vor kurzem 600

Juden von Berlin und Pocking nach Hall eingewiesen worden seien, hätten sie

niemals mit einer Auflösung gerechnet. 220 DPs seien in Hall und im Lager
beschäftigt, die nun ihren Arbeitsplatz verlieren würden. Auch in bezug auf
die Zahlen ist das jüdische Lagerkomitee anderer Auffassung als die IRO.

Während die IRO davon ausgeht, daß 600 Personen unmittelbar vor der Aus-

wanderung stehen, kennt das Komitee nur 50 bis 60 Personen.

Viele hätten überhaupt keine Chance, demnächst auswandern zu können,
manche seien auch krank und auf ärztliche Hilfe in Hall angewiesen. Andere

wiederum berufen sich auf eine Anordnung von General Clay, derzufolge alle

diejenigen, die nach Palästina auswandern, eine Starthilfe in Form von Aus-

rüstungsgegenständen (z. B. Kühlschränke) erhalten sollen. Da aber diese

Geräte noch nicht geliefert seien, würden alle, die jetzt auswandern, dieser

64 Archives de FranceParis AJ 43 826, 9.4.1949
65 Stadtarchiv SHA, 291
66 Haller Nachrichten vom 28.1.1949
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Abb. 6

Die ausgewiesenen Haller Bürger haben zahlreiche Gesuche an amerikanische und

deutsche Behörden gerichtet
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ökonomischen Vorteile verlustig gehen. Außerdem wolle etwa die Hälfte der

Lagerbewohner gar nicht nach Israel, sondern in andere Länder auswandern,
und es sei völlig offen, ob sie dazu eine echte Möglichkeit bekämen. Unter

diesen Umständen müßten etwa 95 Prozent der Lagerbewohner, falls Hall tat-

sächlich geschlossen werden sollte, in ein anderes deutsches Lager umziehen,
was mit großen Nachteilen verbunden wäre. 67 (vgl. Abb. 7)
Bereits vorher, am 22. März 1949, hatte ein Lagerarzt den Bewohnern beschei-

nigt, unter Keuchhusten, Grippe und TB zu leiden, weshalb eine Umsiedlung
unter medizinischen Gesichtspunkten nicht zu verantworten sei. Dieses jid-
disch geschriebene Attest ist eine Rarität besonderer Art, haben wir doch

sonst überhaupt keine Zeugnisse, in denen die Lagerbewohner selbst zu Wort

kommen. 68 (vgl. Abb. 8)
Auch noch am 29. April 1949 machte das »Jidiszer Komität« einen letzten

Versuch, die Auflösung des Haller Lagers zu verhindern. In diesem Appell
wird deutlich, warum die Juden Hall so ungern verlassen wollten. Das Haller

Lager galt als das beste in der amerikanischen Zone, auch wurden Hospital
und Sanatorium besonders gelobt. 69 (vgl. Abb. 9)

67 Archives de France Paris AJ 43 826, ohne Datum, vermutlich Anfang April 1949

68 Archives de France Paris AJ 43 826, vom 22.3.1949

69 Archives de France Paris AJ 43 826, vom 29.4.1949

Abb. 7

Die jüdischen Lagerbewohner wollen Hall nicht verlassen
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Abb. 8

Eine besondere Rarität ist ein jiddisch geschriebenes Attest, um die Auflösung des

Haller Lagers noch hinauszuschieben
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Abb. 9 >
Um die Auflösung des »Camp WG 208 JEHUDA« zu verhindern, werden die Vorzüge
des Haller Lagers besonders betont
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Freilich waren all diese Bemühungen umsonst, und die Juden mußten im Mai

1949 Hall verlassen. Wir wissen nicht, in welches Lager sie verlegt worden
sind. Man kann daran erkennen, daß trotz der im Lager praktizierten Selbst-

verwaltung, die DPs im Konfliktfalle keinerlei Mitspracherecht hatten, son-

dern den Planungen der Amerikaner ausgeliefert waren.

Sogar Bürgermeister Hornung hatte sich für das Verbleiben der Juden in Hall

eingesetzt, freilich nicht den Juden zuliebe, sondern weil er vermeiden wollte,
daß in die Häuser noch einmal Polen einquartiert werden würden.70

VIII. Erneute Belegung der Haller Lager mitPolen und Freigabe derSiedlungen

Nachdem die Juden Anfang Mai 1949 Hall verlassen haben, versuchte der

Bürgermeister wenigstens die Häuser besichtigen zu dürfen. Die örtliche Mili-

tärregierung stimmte zu, das IRO-Hauptquartier in Nellingen aber lehnte ab,
weil die Häuser in nächster Zeit ohnehin nicht freigegeben werden würden. 71

Von der IRO wurden die Häuser besichtigt und dabei festgestellt, daß der

Schaden geringer war als ursprünglich angenommen. Einige Fenster und

Türen müssen repariert werden. Da aber nur wenig von der früheren Einrich-

tung vorhanden sei, soll der Einzug von 700 Polen aus Wildflecken (Rhön) um

eine Woche verschoben werden, damit das Lager wohnlich gemacht werden
könne. 72

Am 8. Juni 1949 kamen dann 1200 polnische DPs in Hall an. 73 Die offizielle

Kapazität des Lagers wurde nun auf 1481 Personen herabgesetzt, während sie
vorher 1541 betrug. 74 Die Polen haben sofort dafür gesorgt, daß der jüdische
Name »JEHUDA« gestrichen wurde, und das Lager hieß nun seit dem

24. Juni 1949 offiziell »WG 208 Schwäbisch Hall«. 74 Lange blieben aber die

Polen nicht in Hall. Am 15. Februar 1950 wurden die Haller Lager geschlos-
sen, nachdem die 850 Polen, die dort noch gewohnt haben, in die Lager Böb-

lingen und Heilbronn (Schwabenhof) gebracht worden waren. 75

Vermutlich haben diese Polen zum »harten Kern« der DP-Population gehört,
der auf Grund von Alter, Krankheit oder Familiengröße kaum eine Chance

hatte, nach Übersee emigrieren zu können. Mit dem 30. Juni 1950 sollte die

IRO ihre Tätigkeit in Deutschland einstellen, die bis zu diesem Zeitpunkt noch

nicht emigrierten DPs sollten dann deutscher Verwaltung unterstellt werden.

Die Haller Bürger, die nun nach etwa viereinhalb Jahren wieder ihre Häuser

beziehen konnten, konnten dies in dem Bewußtsein tun, daß die Enteignung
durch die Amerikaner bzw. die UNRRA völkerrechtlich nicht in Ordnung
war. Bereits in der Antwort, die ihr Abgeordneter Hornung auf seine Anfrage

70 Archives de France Paris AJ 43 826, vom 22.3.1949

71 Stadtarchiv SHA, 266 Bgm. Hornung an IRO am 21.4.1949

72 Archives de France Paris AJ 43 826
73 Stadtarchiv SHA, 266 Schreiben der EVS-Schwaben vom 31.5.1949
74 Archives de France Paris AJ 43 8 26, Schreiben der IRO, 24.6.1949

15 Archives de France Paris AJ 43 826, Schreiben der IRO, 24.1.1950
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im Landtag am 27. März 1947 vom Innenminister Ulrich erhielt, wird dies

deutlich. Ulrich berief sich in seiner Anwort auf die Haager Landkriegsord-
nung von 1907, derzufolge Beschlagnahmungen für den Eigenbedarf der Be-

satzungsmacht in Ordnung seien, nicht jedoch ohne weiteres für den von

ihnen betreuten Personenkreis der DPs.76

Viel deutlicher verurteilte der deutsche Städtetag in Bad Godesberg am

21. August 1947 die Beschlagnahmung von Privateigentum zugunsten der DPs

als eklatanten Verstoß gegen das geltende Völkerrecht77
.

Der deutsche Hin-

weis auf die Haager Landkriesgsordnung konnte jedoch nichts fruchten, da

sich in der Besatzungspraxis die Ansicht durchsetzte, daß aufgrund der bedin-

gungslosen Kapitulation des Reiches, das deutsche Volk den Alliierten auf

Gedeih und Verderb ausgeliefert sei und es nichts gebe, was den Maßnahmen

der Besatzungsbehörden im Wege stehen könne.
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77 Stadtarchiv Fellbach, 000.0062, Bgm. Schnaitmann am 12.7.1947
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